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»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

Wenden  
auf dem Rhein

Ein bergfahrendes Schiff wird nicht gefährdet oder gezwungen, unvermittelt Kurs oder Geschwindigkeit zu ändern, wenn ein im 
Gebirge bei Rhkm 591 zu Tal fahrendes Fahrgastschiff etwa einen Kilometer bergwärts des Bergfahrers aufdreht. Der Schiffsführer 
des Fahrgastschiffes »vergewissert« sich im Sinne des § 6.13 Nr. 1 RhSchPV, wenn er sich durch Beobachtung des Reviers Klarheit 
über die Zulässigkeit des Wendens verschafft, es ist nicht erforderlich, dass er das Wendemanöver mit Schiffen im Revier abspricht 
oder eine akustische Bestätigung des Ankündigungssignales nach § 6.13 Ziffer 2 RhSchPV abwartet, was diese Vorschrift gerade 
nicht anordnet. Das Unterlassen des Ankündigungssignales nach § 6.13 Ziffer 2 RhSchPV ist nur dann haftungsbegründend, wenn 
die Unterlassung ursächlich für die Havarie war.

Ist ein Wendemanöver zulässig eingeleitet und rechtzeitig angekündigt, müssen andere Schiffe ihre Geschwindigkeit und ihren Kurs 
ändern, damit das Wenden ohne Gefahr geschehen kann, gegebenenfalls müssen sie das freigelassene Fahrwasser für die Bergfahrt 
nutzen. Hat das aufdrehende Schiff angekündigt am linksrheinischen Ufer am dortigen Steiger anlegen zu wollen, dann ist der Berg-
fahrer gehalten, nicht zwischen ständig gemachtem Aufdreher und geographisch linke Ufer, sondern auf der dem geographisch rech-
ten Ufer zugewandten Seite des Aufdrehers zu passieren. Der Bergfahrer hat gegenüber dem aufdrehenden Schiff kein Weisungsrecht, 
sondern die Pflichten eines Überholers.

Eine Widerklage ist auch gegen einen bislang nicht prozessbeteiligten Dritten zulässig, wenn die Gegenstände der Klage und der 
Drittwiderklage tatsächlich und rechtlich eng miteinander verknüpft sind; dies ist in der Regel bei einer Schiffskollision unter den 
Besatzungen der beteiligten Schiffe der Fall. 

In Rheinschifffahrtssachen ist es üblich zur Aufklärung des Unfallherganges nicht nur Zeugen zu vernehmen, sondern auch die am Prozess 
beteiligten Besatzungsmitglieder anzuhören (Parteivernehmung) und deren Angaben in die Überzeugungsbildung einfließen zu lassen.

Urteil der Berufungskammer der ZKR vom 
5. Dezember 2017, Az.: 512 Z-4/17 (RhSchG 
St. Goar, Az.: 4 C 1/16 BSchRh) 

Aus dem Tatbestand:

Die Parteien streiten über die Verantwort-
lichkeit für eine Schiffskollision, die sich 
am 17. Oktober 2014 gegen 18.45 Uhr 
auf dem Rhein in der Ortslage Koblenz 
etwa bei Rheinkilometer 591,5 im links-
rheinischen Teil der Fahrrinne zwischen 
dem Tankmotorschiff (TMS) »Eiltank 10« 
und dem Fahrgastkabinenschiff (FGKS) 
»Scenic Sapphire« ereignet hat.

Die Klägerinnen sind die Schiffsversiche-
rer des TMS »Eiltank 10«, die dessen Eig-
ner und Ausrüster Deckung gewährt und 
den durch die Kollision entstandenen 
Schaden im Umfang ihrer jeweiligen De-
ckungspflicht reguliert haben.

Der Widerbeklagte zu 1 war zum Unfall-
zeitpunkt verantwortlicher Schiffsfüh-
rer des TMS »Eiltank 10«. Gesteuert wur-
de das Schiff von dem Widerbeklagten zu 
2 als Steuermann mit dem erforderlichen 
Patent. Die Widerbeklagte zu 3 ist Ausrüs-
terin des TMS »Eiltank 10«.

Die Beklagte zu 1 und Widerklägerin ist 
Eignerin des FGKS »Scenic Sapphire«, das 

zum Unfallzeitpunkt von dem Beklagten zu 
2 verantwortlich geführt wurde …

Gegen 18.30 Uhr des Unfalltages fuhr 
TMS »Eiltank 10« bei Rheinkilometer 594 
(Ortslage Wallersheim) linksrheinisch mit 
einer Geschwindigkeit von etwa 11,5 km/h 
über Grund zu Berg. Zur gleichen Zeit be-
fand sich FGKS »Scenic Sapphire« in der 
Talfahrt kurz oberhalb der Pfaffendor-
fer Brücke (Rheinkilometer 509,9). Der 
Beklagte zu 2 beabsichtigte, über Back-
bord aufzudrehen und am linksrheini-
schen Ufer oberhalb der Moselmündung 
am Steiger der Köln-Düsseldorfer Schiff-
fahrt anzulegen. Wie oft und mit welchem 
Wortlaut der Beklagte zu 2 dieses Manö-
ver über UKW-Kanal 10 ankündigte, ist 
streitig. Jedenfalls drehte FGKS »Scenic 
Sapphire« über Backbord auf, während 
TMS »Eiltank 10« sich mit gleichbleiben-
der Geschwindigkeit von etwa 11 km/h 
über Grund linksrheinisch in der Bergfahrt 
näherte. In der Folge kollidierten die Fahr-
zeuge im linksrheinischen Teil der Fahrrin-
ne dergestalt, dass TMS »Eiltank 10« mit 
dem Backbordbug gegen das Steuerbord-
heck des FGKS »Scenic Sapphire« stieß. 
An beiden Fahrzeugen entstand erhebli-
cher Sachschaden …

Die Widerbeklagten … haben geltend 
gemacht, die Widerklage sei als isolier-
te Drittwiderklage unzulässig und nur zu 
dem Zweck erhoben worden, die Besat-
zungsmitglieder des TMS »Eiltank 10« als 
Zeugen auszuschalten und die Klägerin-
nen dadurch in Beweisnot zu bringen.

Das Rheinschifffahrtsgericht hat zur Klä-
rung des Unfallhergangs die Schiffsfüh-
rer der unfallbeteiligten Fahrzeuge an-
gehört und Beweis erhoben durch die 
Vernehmung von Zeugen sowie durch 
die Auswertung der Tresco-Aufzeich-
nungen des FGKS »Scenic Sapphire« 
und der beigezogenen Ermittlungsakten 
2040 Js 76143/14 der Staatsanwaltschaft 
Koblenz.

Mit Urteil vom 2. März 2017 hat das Rhein-
schifffahrtsgericht die Klage und die Wi-
derklage gegen den Widerbeklagten zu 
1 abgewiesen und der Widerklage im Üb-
rigen stattgegeben …

Aus den Entscheidungsgründen:

Die zulässige Berufung hat keinen Erfolg. 
Das Rheinschifffahrtsgericht hat zu Recht 
die Klage abgewiesen und der Widerklage 
gegen die Widerbeklagten zu 2 und 3 statt-
gegeben.

(Sammlung Seite 2504)



Binnenschifffahrt – ZfB – 2017 – Nr. 2    3

Recht

I. Eine Ersatzpflicht der Beklagten für den 
an TMS »Eiltank 10« entstandenen Scha-
den setzt gemäß § 823 Abs. 1, 2 BGB, §§ 3, 
92 ff. BinSchG ein rechtswidriges und 
schuldhaftes Verhalten des Beklagten zu 
2 als Schiffsführer des FGKS »Scenic Sap-
phire« voraus, das für die Kollision der bei-
den Schiffe ursächlich war. Daran fehlt es. 
Das Rheinschifffahrtsgericht ist mit über-
zeugenden Erwägungen zu dem Ergebnis 
gelangt, dass die Kollision zwischen FGKS 
»Scenic Sapphire« und TMS »Eiltank 10« 
auf das alleinige Verschulden des Wider-
beklagten zu 2 als Schiffsführer des TMS 
»Eiltank 10« zurückzuführen ist. Ein Mit-
verschulden ist dem Beklagten zu 2 als 
Schiffsführer des FGKS »Scenic Sapphire« 
unter Zugrundelegung der tatsächlichen 
Angaben der Parteien und des Ergebnis-
ses der Beweisaufnahme des Rheinschiff-
fahrtsgerichts nicht anzulasten.

Das Rheinschifffahrtsgericht hat den 
Aussagen der zum Hergang der Kollisi-
on vernommenen Zeugen M, K, L und B, 
den Angaben des Zeugen vL gegenüber 
den Beamten der Wasserschutzpolizei St. 
Goar und der Auswertung der Tresco-Auf-
zeichnungen des FGKS »Scenic Sapphire« 
entnommen, dass der Abstand zwischen 
den unfallbeteiligten Fahrzeugen bei Ein-
leitung des Wendemanövers des FGKS 
»Scenic Sapphire« noch so groß war, dass 
das Wendemanöver ohne Gefährdung des 
übrigen Schiffsverkehrs eingeleitet wer-
den konnte. Diese Einschätzung teilt die 
Berufungskammer …

Bei Einleitung des Wendemanövers der 
»Scenic Sapphire« auf der Höhe von 
Rheinkilometer 591,3 befand sich TMS 
»Eiltank 10« im Bereich der Moselmün-
dung bei Rheinkilometer 592,3, somit in 
einer Entfernung von rund einem Kilo-
meter …

Bei einem Abstand von rund einem Ki-
lometer zur Bergfahrt bei Einleitung des 
Wendemanövers der »Scenic Sapphi-
re« war dieses Manöver nach § 6.13 Nr. 
1 RheinSchPV zulässig … 

Angesichts des großen Abstands von rund 
einem Kilometer war eine Gefährdung der 

»Register 2008 bis 2017 «

Zehn Jahre nach Übernahme der Verantwortung für die Rechtssei-
ten der ZfB veröffentlicht Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer, Frank-
furt, ein Register der ZfB-Rechtsseiten für die Jahre 2008 bis 2017. 
Dieses liegt dem aktuellen Heft als Sonderdruck bei und ist nicht 
nur ein beeindruckender Beleg der umfangreichen, stolze 533 Sei-
ten umfassenden Sammlung. Es ist darüber hinaus auch eine wert-
volle Hilfestellung für Anwälte, Richterschaft und übrige Praxis im 
Bereich des Schiffahrtsrecht.

Die ZfB und ihre Rechtsseiten blicken auf eine lange Tradition zu-
rück. Bereits seit 1950 gibt es die sogenannten »grünen Seiten«. 
Dies waren die Veröffentlichungen zum Schiffahrtsrecht, die traditi-
onell auf grünem Papier gedruckt wurden und separat zur Zeitschrift 
bezogen werden konnten. Seit dieser Zeit werden in ununterbro-
chener Folge Entscheidungen insbesondere der Schiffahrtsgerich-
te und Rheinschiffahtsgerichte veröffentlicht, daneben auch Publi-
kationen zu schiffahrtsrechtlichen Themen.

Nachdem Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer die Rechtsanwälte zu-
nächst Dr. Hermann Ulrich Papst und ihm folgend Gunter Dütemey-
er als Fachredakteure der ZfB gelegentlich bei der Veröffentlichung 
der Rechtsseiten unterstützt hatte, übernahm er ab Januar 2008 die 
Rechtsseiten als verantwortlicher Redakteur. Dabei gelang es ihm, 
Tradition und Besonderheit der Rechtsseiten zu bewahren, zugleich 
aber in wünschenswertem Umfang mit der Zeit zu gehen.

Nach wie vor umfaßt die Entscheidungssammlung der ZfB aus-
schließlich Veröffentlichungen zu spezifisch binnenschiffahrtsrecht-
lichen Themen und ist damit spezieller und in manchen Teilen wohl 
auch ausführlicher als die allgemeinen transportrechtlichen Ent-
scheidungssammlungen. Seit Mai 2014 sind die Rechtsseiten auch 
in elektronischer Form auf http://binnenschifffahrt-online.de/aku-
elle-urteile/ abrufbar. Dies erlaubt es, Urteile im Abdruck zu kürzen, 
ohne dass der (online abrufbare) Volltext dadurch verloren ginge.

Hervorzuhebende Besonderheit der Rechtsseiten der ZfB ist, dass 
sehr häufig einleitende oder erläuternde Anmerkungen der Redak-
tion veröffentlicht werden, die die besondere Bedeutung der ver-
öffentlichten Entscheidung würdigen oder auch eine kritische Aus-
einandersetzung mit den Entscheidungen enthalten. Ergänzt um 
Aufsätze zu schiffahrtsrechtlichen Themen geben die Rechtsseiten 
so einen umfassenden Überblick über das aktuelle Schiffahrtsrecht.

Das nunmehr veröffentlichte Register 2008 bis 2017 ist so gestal-
tet, dass zunächst über das Rechtsgebiet eine Vorauswahl getrof-
fen werden kann. Das Thema erlaubt es, gezielt nach spezifischen 
Rechtsfragen zu suchen. Die Stichworte wiederum sollen es ermög-
lichen, den Inhalt der Entscheidung zu erfassen, ohne jede entspre-
chende ZfB-Einzelseite sofort heraussuchen und lesen zu müssen.

Schon ein erster »Testlauf« mit dem neuen Register zeigt, wie wert-
voll es in der praktischen Arbeit bei der Suche nach einschlägigen 
Entscheidungen ist. Eine Entscheidung etwa zum Begegnungsver-
kehr in einer Engstelle mit Passagen zu Funkverbindung, Schallsi-
gnal etc. zu finden, wäre bei anderweitiger Suche schwierig und je-
denfalls aufwendig. Mithilfe des Registers wird das Auffinden der 
»einschlägigen« ZfB-Rechtsseiten zum Kinderspiel.

Für die große Sorgfalt beim Zusammentragen, Zusammenstellen 
wie auch Kommentieren der Entscheidungen schuldet die Praxis 
Herrn Kollegen Dr. Martin Fischer Dank. Zu wünschen bleibt, dass 
seine Arbeit nicht nur nützt, sich vielmehr fortsetzt und der ZfB da-
mit viele weitere Rechts- und Registerseiten hinzufügen wird, die 
von einem lebendigen Schiffahrtsrecht zeugen.

Rechtsanwalt Prof. Dr. Patrick Schmidt,  
Duisburg

(Sammlung Seite 2505)



4     Binnenschifffahrt – ZfB – 2017 – Nr. 2

Recht

Bergfahrt ebenso ausgeschlossen wie die 
Notwendigkeit, Kurs oder Geschwindig-
keit des TMS »Eiltank 10« unvermittelt zu 
ändern.

Die Klägerinnen und die Widerbeklag-
ten wollen einen Verstoß gegen § 6.13 Nr. 
1 RheinSchPV damit begründen, dass 
der Beklagte zu 2 es versäumt habe, sich 
durch Anforderung einer Bestätigung 
über Sprechfunk zu vergewissern, ob die 
Bergfahrt die Ankündigung des Wende-
manövers über Sprechfunk zur Kenntnis 
genommen habe und bereit sei, das Ma-
növer zu unterstützen. Dem ist nicht zu 
folgen. Das »sich vergewissern« im Sin-
ne von § 6.13 Nr. 1 RheinSchPV erfordert 
nicht generell eine Absprache des Wende-
manövers oder das Abwarten einer akusti-
schen Bestätigung der Ankündigung eines 
solchen, wie aus § 6.13 Nr. 2 RheinSchPV 
hervorgeht. Nach dieser Bestimmung ist 
lediglich die rechtzeitige Ankündigung des 
beabsichtigten Manövers durch Schall-
zeichen des Schiffs, das zu wenden beab-
sichtigt, erforderlich, und auch dies nur, 
sofern das beabsichtigte Manöver ande-
re Fahrzeuge dazu zwingt oder zwingen 
kann, von ihrem Kurs abzuweichen oder 
ihre Geschwindigkeit zu ändern. Bei einem 
– wie hier – großen Abstand zu einem in 
der Bergfahrt entgegenkommenden Fahr-
zeug genügt es für das »sich vergewis-
sern«, dass der Schiffsführer sich vor der 
Einleitung des Wendemanövers durch Be-
obachtung des Reviers Klarheit darüber 
verschafft, dass andere Fahrzeuge nicht 
gefährdet und nicht zur unvermittelten Än-
derung von Kurs oder Geschwindigkeit ge-
zwungen werden.

Der Beklagte zu 2 hat das beabsichtig-
te Wendemanöver allerdings nicht durch 
Abgabe des Schallzeichens nach § 6.13 Nr. 
2 Buchstabe b RheinSchPV angekündigt. 
Dieses Unterlassen war indessen für die 
spätere Kollision mit TMS »Eiltank 10« 
nicht ursächlich, weil der Beklagte zu 2 sei-
ne Absicht, unterhalb der Pfaffendorfer 
Brücke über Backbord zu wenden, in Höhe 
der Brücke über Sprechfunk angekündigt 
und der Widerbeklagte zu 2, der TMS »Eil-
tank 10« zu Berg führte, diese Funkdurch-
sage nach eigenen Angaben zur Kenntnis 
genommen hat. Ein zusätzliches Schallsi-
gnal hätte unter diesen Umständen keinen 
darüber hinausgehenden Informations-
wert gehabt. Das Rheinschifffahrtsgericht 
hat daher im Ergebnis mit Recht aus dem 
Unterbleiben des Schallsignals kein für die 
Kollision kausales Mitverschulden des Be-
klagten zu 2 hergeleitet.

Ein Mitverschulden ist dem Beklagten zu 
2 auch nicht deswegen anzulasten, weil er 
unmittelbar vor dem Zusammenstoß zum 
Anlegen an einem der linksrheinischen 
Steiger ansetzte und dadurch TMS »Eil-
tank 10« für eine Vorbeifahrt an der Steu-
erbordseite des ständig gemachten Fahr-

gastschiffs keinen Raum ließ. Denn der 
Beklagte zu 2 konnte nicht damit rechnen, 
dass der Widerbeklagte zu 2 beabsichtig-
te, die »Scenic Sapphire« an deren Steuer-
bordseite zu passieren. Der Widerbeklagte 
zu 2 wusste, dass FGKS »Scenic Sapphi-
re« nicht nur wenden, sondern auch links-
rheinisch anlegen wollte. Denn dies hatte 
der Beklagte zu 2 über Sprechfunk ange-
kündigt …

II. Die Widerklage ist zulässig. Zwar ist 
nach dem deutschen Zivilprozessrecht 
eine Drittwiderklage, die sich ausschließ-
lich gegen einen am Prozess bislang nicht 
beteiligten Dritten richtet (isolierte Dritt-
widerklage), grundsätzlich unzulässig (st. 
Rspr., z. B. BGH NJW 2014, 1670 Rn. 14 mit 
weiteren Nachweisen) …

Nach diesen Grundsätzen ist die Wider-
klage im vorliegenden Fall zulässig. Die 
Gegenstände der Klage und der Drittwi-
derklage sind tatsächlich und rechtlich 
eng miteinander verknüpft, denn sie be-
ruhen beide auf der Schiffskollision vom 
17. Oktober 2014. Schutzwürdige Belange 
der Klägerinnen oder der Widerbeklagten 
werden durch die Eibeziehung der Drittwi-
derbeklagten in den Rechtsstreit zwischen 
den Klägerinnen und den Beklagten nicht 
verletzt. Der Umstand, dass der Wider-
beklagte zu 2, der das TMS »Eiltank 10« 
zum Zeitpunkt der Kollision eigenverant-
wortlich führte, wegen seiner Parteistel-
lung nicht als Zeuge vernommen werden 
konnte, berührt schutzwürdige Belange 
der Klägerinnen und/oder der Widerbe-
klagten nicht. Das Rheinschifffahrtsge-
richt hat – wie es in Rheinschifffahrtssa-
chen übliche Praxis ist – zur Aufklärung 
des Unfallhergangs nicht nur Zeugen ver-
nommen, sondern auch die als Prozess-
partei am Rechtsstreit beteiligten Be-
satzungsmitglieder angehört und deren 
Angaben in seine Überzeugungsbildung 
einfließen lassen …

III. Die Widerklage ist auch begründet. 
Die Kollision zwischen FGKS »Scenic 
Sapphire« und TMS »Eiltank 10« ist, wie 
vorstehend bereits im Einzelnen darge-
legt wurde, von dem Widerbeklagten zu 
2 als verantwortlichem Schiffsführer des 
TMS »Eiltank 10« allein schuldhaft verur-
sacht worden. Die Fahrweise des Wider-
beklagten zu 2 stellt einen groben Ver-
stoß gegen die in § 6.13 Nr. 3 RheinSchPV 
normierte Unterstützungspflicht und zu-
gleich einen schwerwiegenden Verstoß 
gegen die allgemeine Sorgfaltspflicht 
nach § 1.04 RheinSchPV dar.

Nach § 6.13 Nr. 3 RheinSchPV müssen an-
dere Fahrzeuge nach rechtzeitiger Ankün-
digung und zulässiger Einleitung eines 
Wendemanövers, sofern dies nötig und 
möglich ist, ihre Geschwindigkeit und ih-
ren Kurs ändern, damit das Wenden ohne 
Gefahr geschehen kann. Dieser Verpflich-
tung ist der Widerbeklagte zu 2 nicht nach-

gekommen, sondern hat stattdessen in 
Kenntnis der Absicht der Schiffsführung 
des FGKS »Scenic Sapphire«, über Back-
bord aufzudrehen und linksrheinisch anzu-
legen, TMS »Eiltank 10« mit unverminder-
ter Geschwindigkeit linksrheinisch weiter 
zu Berg geführt. Nautisch völlig unver-
ständlich und unverantwortlich war sein 
Versuch, das Fahrgastschiff, das linksrhei-
nisch Kopf zu Berg ständig gemacht hatte 
und zum Anlegen an den linksrheinischen 
Steigern ansetzte, noch in dem relativ 
schmalen Zwischenraum an der Steuer-
bordseite zu passieren, anstatt durch eine 
mögliche und gebotene rechtzeitige Kurs-
änderung nach Backbord das rund 100 m 
breite Fahrwasser an der Backbordseite 
des Fahrgastschiffs für die Vorbeifahrt zu 
nutzen.

Zu Unrecht wollen die Klägerinnen und 
die Widerbeklagten die Zulässigkeit der 
beabsichtigten Passage des TMS »Eiltank 
10« an der Steuerbordseite der »Scenic 
Sapphire« aus dem Kursweisungsrecht 
des Bergfahrers herleiten. Das Kurswei-
sungsrecht der Bergfahrt ist hier schon 
deswegen irrelevant, weil es nur für die 
Begegnung mit der Talfahrt, nicht jedoch 
für das Überholen in der Bergfahrt oder 
das Vorbeifahren an einem Kopf zu Berg 
ständig gemachten Fahrzeug gilt. Ohne-
dies hat der Bergfahrer gegenüber ei-
nem aufdrehenden Talfahrer kein Kurs-
weisungsrecht (BGH VersR 1967, 154); 
dieser ist während des Wendemanövers 
kein Talfahrer (BGH, ZfB, 1975, Sammlung 
Seite 635 f). Die von dem Widerbeklagten 
zu 2 beabsichtigte Durchfahrt zwischen 
der Steuerbordseite des FGKS »Scenic 
Sapphire« und den linksrheinischen Stei-
gern war auch nicht als Überholmanöver 
zulässig. Gemäß § 6.03 Nr. 1 RheinSch-
PV ist das Überholen nur gestattet, wenn 
das Fahrwasser unter Berücksichtigung 
aller örtlichen Umstände und des übrigen 
Verkehrs hinreichenden Raum für die Vor-
beifahrt gewährt. Das war nicht der Fall, 
weil der Abstand des FGKS »Scenic Sap-
phire« zu den linksrheinischen Steigern 
nach den Feststellungen des Rheinschiff-
fahrtsgerichts, die von der Berufung nicht 
angegriffen worden sind, nur rund 20 m 
betrug.

Nach § 6.09 Nr. 1 RheinSchPV ist zudem 
das Überholen nur gestattet, nachdem 
sich der Überholende vergewissert hat, 
dass dieses Manöver ohne Gefahr aus-
geführt werden kann. Hiernach wäre ein 
Vorbeifahren an der Steuerbordseite der 
»Scenic Sapphire« allenfalls dann als zu-
lässig anzusehen, wenn der Widerbeklag-
te zu 2 dies mit der Schiffsführung des 
Fahrgastschiffs abgesprochen oder sei-
ne Absicht wenigstens über Sprechfunk 
angekündigt hätte. Dass dies geschehen 
wäre, haben die Klägerinnen und die Wi-
derbeklagten nicht vorgetragen …

(Sammlung Seite 2506) – Fortsetzung unter www.binnenschifffahrt-online.de bis Sammlung S. 2512 
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(Sammlung Seite 2507)

Urteil der Berufungskammer der ZKR 
vom 5. Dezember 2017, Az.: 512 Z-4/17 
(RhSchG St. Goar, Az.: 4 C 1/16 BSchRh)

hat die Berufungskammer der Zentral-
kommission für die Rheinschifffahrt in 
Straßburg nach öffentlicher Verhand-
lung vom 7. November 2017, an wel-
cher teilgenommen haben die Richter …
und in Anwesenheit der Gerichtskanz-
lerin … gestützt auf Art. 37 und 45bis 
der Revidierten Rheinschifffahrtsak-
te vom 17.10.1868 in der Fassung vom 
20.11.1963 sowie des Art. III ihres Zusatz-
protokolls Nr. 3 vom 17.10.1979, folgen-
des Urteil gefällt:

Es wird Bezug genommen auf:

1. das Urteil des Rheinschifffahrtsge-
richts St. Goar vom 2. März 2017, das den 
Klägerinnen und den Widerbeklagten am 
9. März 2017 und den Beklagten am 10. 
März 2017 zugestellt worden ist;

2. die Berufungsschrift der Klägerinnen 
und der Widerbeklagten zu 2 und 3 vom 
7. April 2017, eingegangen bei Gericht am 
10. April 2017

3. die Berufungsbegründungsschrift der 
Klägerinnen und der Widerbeklagten zu 
2 und 3 vom 5. Mai 2017, eingegangen bei 
Gericht am 10. Mai 2017;

4. die Berufungserwiderung der Beklag-
ten vom 12. Juni 2017, eingegangen bei 
Gericht am 16. Juni 2017;

5. die Akten 4 C 1/16 BSchRh des Rhein-
schifffahrtsgerichts St. Goar;

6. die Akten 2040 Js 76143/14 der Staats-
anwaltschaft Koblenz. Die genannten Ak-
ten haben der Berufungskammer vorge-
legen.

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Verant-
wortlichkeit für eine Schiffskollision, die 
sich am 17. Oktober 2014 gegen 18.45 Uhr 
auf dem Rhein in der Ortslage Koblenz 
etwa bei Rheinkilometer 591,5 im links-
rheinischen Teil der Fahrrinne zwischen 
dem Tankmotorschiff (TMS) »Eiltank 10« 
und dem Fahrgastkabinenschiff (FGKS) 
»Scenic Sapphire« ereignet hat.

Die Klägerinnen sind die Schiffsversi-
cherer des TMS »Eiltank 10«, die dessen 
Eigner und Ausrüster Deckung gewährt 
und den durch die Kollision entstande-
nen Schaden im Umfang ihrer jeweiligen 
Deckungspflicht reguliert haben.

Der Widerbeklagte zu 1 war zum Unfall-
zeitpunkt verantwortlicher Schiffsführer 
des TMS »Eiltank 10«. Gesteuert wurde 
das Schiff von dem Widerbeklagten zu 
2 als Steuermann mit dem erforderlichen 
Patent. Die Widerbeklagte zu 3 ist Aus-
rüsterin des TMS »Eiltank 10«.

Die Beklagte zu 1 und Widerklägerin ist 
Eignerin des FGKS »Scenic Sapphire«, 

das zum Unfallzeitpunkt von dem Beklag-
ten zu 2 verantwortlich geführt wurde.

TMS »Eiltank 10« (98,98 m lang, 
10,10 m breit, Tragfähigkeit 1.609 t bei 
einem Tiefgang von 2,68 m, Hauptma-
schine 1.520 PS, Bugstrahlruder 380 PS) 
befand sich zur Unfallzeit, beladen mit 
1.279 t heißem Bitumen, auf der Berg-
fahrt nach Ludwigshafen.

FGKS »Scenic Sapphire« (135 m lang, 
11,40 m breit, Tiefgang 1,56 m, zwei 
Hauptmaschinen von je 1.150 PS, Bug-
strahlruder 435 PS) befuhr zur gleichen 
Zeit mit 17 Fahrgästen und 43 Besat-
zungsmitgliedern den Rhein zu Tal nach 
Amsterdam.

Gegen 18.30 Uhr des Unfalltages fuhr 
TMS »Eiltank 10« bei Rheinkilometer 
594 (Ortslage Wallersheim) linksrhei-
nisch mit einer Geschwindigkeit von 
etwa 11,5 km/h über Grund zu Berg. Zur 
gleichen Zeit befand sich FGKS »Scenic 
Sapphire« in der Talfahrt kurz oberhalb 
der Pfaffendorfer Brücke (Rheinkilome-
ter 509,9). Der Beklagte zu 2 beabsichtig-
te, über Backbord aufzudrehen und am 
linksrheinischen Ufer oberhalb der Mo-
selmündung am Steiger der Köln-Düs-
seldorfer Schifffahrt anzulegen. Wie oft 
und mit welchem Wortlaut der Beklag-
te zu 2 dieses Manöver über UKW-Ka-
nal 10 ankündigte, ist streitig. Jedenfalls 
drehte FGKS »Scenic Sapphire« über 
Backbord auf, während TMS »Eiltank 10« 
sich mit gleichbleibender Geschwindig-
keit von etwa 11 km/h über Grund links-
rheinisch in der Bergfahrt näherte. In 
der Folge kollidierten die Fahrzeuge im 
linksrheinischen Teil der Fahrrinne der-
gestalt, dass TMS »Eiltank 10« mit dem 
Backbordbug gegen das Steuerbordheck 
des FGKS »Scenic Sapphire« stieß. An 
beiden Fahrzeugen entstand erheblicher 
Sachschaden.

Die Klägerinnen beziffern den Sachscha-
den an TMS »Eiltank 10« auf 41.209 €, 
den Ausfallschaden auf 36.040 € und die 
Sachverständigenkosten auf 4.236 €. Von 
dem so errechneten Gesamtschaden von 
81.485 € machen die Klägerinnen – teils 
aus übergegangenem, teils aus abgetre-
tenem Recht – wegen eines möglichen 
Mitverschuldens der Schiffsführung des 
TMS »Eiltank 10« mit der Klage 80 % gel-
tend.

Die Beklagten stellen eine (Mit-)Verant-
wortlichkeit für die Kollision in Abrede 
und treten der Klage entgegen. Die Be-
klagte zu 1 verlangt widerklagend Ersatz 
ihres der Höhe nach unstreitigen Scha-
dens von 14.033,50 € zuzüglich vorge-
richtlicher Anwaltskosten von 995 €.

Die Klägerinnen und die Widerbeklagten 
haben vorgetragen:

TMS »Eiltank 10« sei linksrheinisch 
in Höhe des Deutschen Ecks mit ca. 

12 km/h zu Berg gefahren, als sich das 
talfahrende FGKS »Scenic Sapphire« in 
einer Entfernung von etwa 400 m in un-
klarer Weise langsam talwärts bewegt 
habe. Dies habe den Widerbeklagten zu 
2 veranlasst, die Geschwindigkeit des 
TMS »Eiltank 10« etwas zu reduzieren. 
Als die Schiffe sich auf etwa 200 m ge-
nähert hätten, habe der Widerbeklagte 
zu 2 den Talfahrer über Funk angespro-
chen und gefragt, was dieser vorhabe. 
Der Talfahrer habe geantwortet, er wol-
le aufdrehen und an der Koblenzer Ree-
de anlegen. In diesem Moment habe er 
auch schon das Aufdrehmanöver einge-
leitet. Trotz sofortigen Aufstoppens mit-
tels Gegenkraft auf Hauptmaschine und 
Bugstrahlruder habe die Kollision nicht 
mehr verhindert werden können. Zwar 
habe TMS »Eiltank 10« noch ständig ge-
macht werden können, die »Scenic Sap-
phire« habe sich aber während des Auf-
drehens weiter talwärts bewegt und sei 
durch die Drehbewegung mit dem Steu-
erbordheck gegen den Backbordbug des 
TMS »Eiltank 10« gedrückt worden. Der 
Beklagte zu 2 habe mit seinem Manöver 
grob gegen § 6.13 RheinSchPV und zu-
gleich gegen § 1.04 RheinSchPV versto-
ßen. Obwohl dem Beklagten zu 2 hätte 
klar sein müssen, dass er sein Manöver 
nicht ohne Unterstützung von TMS »Eil-
tank 10« habe durchführen können, habe 
er weder gemäß § 6.13 Abs. 2b RheinSch-
PV das erforderliche Schallzeichen gege-
ben noch sich in anderer Weise, zum Bei-
spiel über Funk, vergewissert, dass die 
Bergfahrt seine beabsichtigte Fahrt er-
kannt habe und unterstützen werde. Sein 
Hinweis per Funk unmittelbar vor seinem 
Manöver sei zu kurzfristig und nicht ge-
eignet gewesen, den Unfall zu vermei-
den. Nur wegen eines nicht auszuschlie-
ßenden geringfügigen Mitverschuldens 
der Schiffsführung von TMS »Eiltank 10« 
würden vorsorglich nur 80 % des Scha-
dens geltend gemacht. Weit überwie-
gend verantwortlich sei der Beklagte zu 
2, denn er hätte sich hinsichtlich seines 
angeblich bereits

früher abgesetzten Funkspruchs vor Ein-
leitung des Wendemanövers vergewis-
sern müssen, dass die Bergfahrt das Ma-
növer unterstütze. Für den Bergfahrer sei 
es nicht möglich gewesen, früher auf das 
Aufdrehmanöver zu reagieren.

Die Klägerinnen haben beantragt, die 
Beklagten als Gesamtschuldner zu ver-
urteilen, an die Klägerin zu 1 49.965 €, 
an die Klägerin zu 2 6.089,25 €, an die 
Klägerin zu 3 3.653,50 €, an die Kläge-
rin zu 4 3.653,50 € und an die Klägerin zu 
5 1.826,75 € nebst Zinsen hieraus in Höhe 
von fünf Prozentpunkten über dem Basis-
zinssatz seit dem 16. Februar 2015 und an 
die Klägerin zu 1 weiterhin 1.892 € vorge-
richtliche Anwaltskosten zu zahlen.

Die Beklagten haben beantragt, die Kla-
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ge abzuweisen. Sie haben vorgetragen:

Der Beklagte zu 2 als Schiffsführer des 
zu Tal fahrenden FGKS »Scenic Sapphi-
re« sei für das Unfallereignis nicht ver-
antwortlich. Er habe sich vor dem Auf-
drehen zweimal über Funk gemeldet und 
»Eiltank 10« darauf hingewiesen, dass die 
»Scenic Sapphire« über Backbord auf-
drehen wolle, um an das linke Ufer zu 
gehen. Bei dem zweiten Funkspruch un-
mittelbar vor Einleitung des Wendema-
növers sei der Bergfahrer noch etwa ei-
nen Kilometer entfernt gewesen. Damit 
sei ausreichend Platz für ein Wendema-
növer vorhanden gewesen, ohne »Eiltank 
10« in irgendeiner Form zu behindern. 
Erst während des Aufdrehens des FGKS 
»Scenic Sapphire« habe die Schiffsfüh-
rung des TMS »Eiltank 10« über Funk 
angefragt, was die »Scenic Sapphire« 
vorhabe, worauf der Beklagte zu 2 geant-
wortet habe, er drehe auf, um ans linke 
Ufer zu gehen. Darauf habe der Bergfah-
rer aber überhaupt nicht reagiert. Statt 
auszuweichen, sei er mit unverminder-
ter Fahrt weiter am linksrheinischen Ufer 
zu Berg gefahren und habe dadurch ohne 
Not eine Kollision verursacht. Der Berg-
fahrer sei mit seinem Backbordbug ge-
gen das Steuerbordheck des der »Scenic 
Sapphire« gestoßen. Demnach spreche 
der Beweis des ersten Anscheins für ein 
Verschulden des Schiffsführers des auf-
fahrenden Fahrzeugs. Die Schiffsführung 
des TMS »Eiltank 10« sei schlichtweg un-
aufmerksam gewesen und habe viel zu 
spät versucht, die Kollision abzuwen-
den. Der Vorwurf, gegen § 6.13 Rhein-
SchPV verstoßen zu haben, treffe mithin 
die Widerbeklagten, denn die durchge-
hende Schifffahrt müsse ein zulässiges 
Wendemanöver unterstützen und Kurs 
und Geschwindigkeit so einrichten, dass 
das Aufdrehen ohne Gefahr erfolgen kön-
ne. Zudem liege ein Verstoß gegen das 
allgemeine Rücksichtnahmegebot aus 
§ 1.04 RheinSchPV vor.

Die Beklagte zu 1 hat widerklagend be-
antragt, die Widerbeklagten als Gesamt-
schuldner zur Zahlung von 14.033,50 € 
nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozent-
punkten über dem Basiszinssatz seit dem 
11. Dezember 2015 und die Widerbeklag-
te zu 3 zur Zahlung weiterer 995 € nebst 
Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten 
über dem Basiszinssatz seit dem 21. Juli 
2016 zu verurteilen.

Die Widerbeklagten haben beantragt, die 
Widerklage abzuweisen.

Sie haben geltend gemacht, die Wider-
klage sei als isolierte Drittwiderklage un-
zulässig und nur zu dem Zweck erhoben 
worden, die Besatzungsmitglieder des 
TMS »Eiltank 10« als Zeugen auszuschal-
ten und die Klägerinnen dadurch in Be-
weisnot zu bringen.

Das Rheinschifffahrtsgericht hat zur Klä-

rung des Unfallhergangs die Schiffsfüh-
rer der unfallbeteiligten Fahrzeuge an-
gehört und Beweis erhoben durch die 
Vernehmung von Zeugen sowie durch 
die Auswertung der Tresco-Aufzeich-
nungen des FGKS »Scenic Sapphire« 
und der beigezogenen Ermittlungsakten 
2040 Js 76143/14 der Staatsanwaltschaft 
Koblenz.

Mit Urteil vom 2. März 2017 hat das 
Rheinschifffahrtsgericht die Klage und 
die Widerklage gegen den Widerbeklag-
ten zu 1 abgewiesen und der Widerklage 
im Übrigen stattgegeben.

Zur Begründung seiner Entscheidung hat 
es im Wesentlichen ausgeführt:

Die Klage sei unbegründet. Unter Berück-
sichtigung des vorgetragenen Sach- und 
Streitstands und nach dem Ergebnis der 
Beweisaufnahme stehe zur Überzeugung 
des Gerichts fest, dass der Widerbeklag-
te zu 2 als Steuermann des TMS »Eiltank 
10« für das Unfallgeschehen im Ergeb-
nis alleine verantwortlich sei. Die Unfall-
schilderung der Klägerin habe sich nicht 
bestätigt.

Der Vortrag in der Klageschrift, die 
»Scenic Sapphire« habe das Aufdrehma-
növer über Backbord eingeleitet, als die 
Schiffe sich bereits auf eine Distanz von 
200 m genähert gehabt hätten, sei mit 
den Tresco-Aufzeichnungen des FGKS 
»Scenic Sapphire« nicht zu vereinbaren. 
Aus diesen werde deutlich, dass der Tal-
fahrer mit dem Aufdrehen bereits bei 
Rheinkilometer 591,4 begonnen habe, als 
sich TMS »Eiltank 10« noch bei Rheinki-
lometer 592,3, also einen Kilometer ent-
fernt, befunden habe. Das entspreche 
auch in etwa den Angaben des Beklag-
ten zu 2 bei seiner Anhörung, er habe den 
Drehvorgang begonnen, als »Eiltank 10« 
noch etwa 800 m entfernt – genau im Be-
reich der Moselmündung – gewesen sei. 
Dementsprechend sei mit den Tresco-
Aufzeichnungen auch nicht die Erläute-
rung des Widerbeklagten zu 2 in Einklang 
zu bringen, die »Scenic Sapphire« habe 
den Drehvorgang eingeleitet, als er etwa 
300 m von dem Talfahrer entfernt gewe-
sen sei. Dass dies nicht zutreffe, habe 
auch der Zeuge M bestätigt, der früher 
selbst Binnenschiffer gewesen sei und 
eine nachvollziehbare Einschätzung zur 
Unfallursache habe abgeben können. Der 
Zeuge M habe bestätigt, dass die »Scenic 
Sapphire« aufgedreht habe, als sie unter-
halb der Pfaffendorfer Brücke gewesen 
sei; seiner Einschätzung nach sei »Eiltank 
10« zu diesem Zeitpunkt noch auf der 
Höhe von Neuendorf beziehungsweise 
unterhalb des Campingplatzes von Lüt-
zel (bei Rheinkilometer 592,3) gewesen. 
Diese Aussage sei mit den Tresco-Auf-
zeichnungen eher in Einklang zu bringen 
als die Angabe des Zeugen L, der die Ent-
fernung zwischen den Schiffen bei Einlei-
tung des Drehvorgangs auf 500 bis 600 m 

geschätzt habe. Auch nach der Aussage 
des Polizeibeamten Keßelheim, er habe 
die Einleitung des Drehmanövers unter-
halb der Pfaffendorfer Brücke gesehen, 
als sich der Bergfahrer auf der Höhe des 
Deutschen Ecks befunden habe, erge-
be sich aus dem Bild mit der Zeitanga-
be 39.06 der Tresco-Aufzeichnungen eine 
Entfernung von 700 m.

Unzutreffend sei ferner die Behauptung 
der Klägerinnen, der Beklagte zu 2 habe 
als Schiffsführer des FGKS »Scenic Sap-
phire« das Wendemanöver nicht recht-
zeitig und auch nicht genau genug über 
Funk angekündigt. Entgegen den An-
gaben in der Klageschrift habe der Wi-
derbeklagte zu 2 bestätigt, dass er den 
Funkspruch der »Scenic Sapphire«, sie 
beabsichtige, unterhalb der Brücke zu 
drehen, gehört habe. Die Zeugen L und 
B hätten dies im Wesentlichen bestätigt. 
Danach habe »Eiltank 10« schon von dem 
Wendemanöver erfahren, als sich das 
Schiff im Bereich der Moselmündung – 
nach den Tresco-Aufzeichnungen in ei-
ner Entfernung von 800 bis 1.000 m – be-
funden habe.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
habe der Widerbeklagte zu 2 nicht nur ge-
wusst, dass die »Scenic Sapphire« unter-
halb der Pfaffendorfer Brücke aufdrehen 
wolle, sondern auch, dass sie an einem 
Steiger am linken Ufer anlegen wolle. Be-
reits in der Klageschrift heiße es dazu, 
der Talfahrer habe sich gemeldet uns an-
gegeben, dass er aufdrehen und an der 
Koblenzer Reede anlegen wolle. Bestä-
tigt werde dies durch die Aussage des 
Zeugen B und die Angaben des Zeugen 
vL gegenüber den Beamten der Wasser-
schutzpolizei. Dem nach dem Klägervor-
trag sehr erfahrenen Widerbeklagten zu 
2 hätte zudem bekannt sein müssen, dass 
zu Tal fahrende Fahrgastschiffe überwie-
gend an den Steigern der Großstadt Ko-
blenz anlegten. Dies hätte er zumindest 
aufgrund seiner Erfahrung und des Um-
stands, dass ein zu Tal fahrendes Fahr-
gastkabinenschiff drehen will, mit einkal-
kulieren müssen.

Bei dieser Sachlage habe sich nicht der 
Beklagte zu 2, sondern allein der Widerbe-
klagte zu 2 im Hinblick auf die Vorschrift 
des § 6.13 RheinSchPV pflichtwidrig ver-
halten. Bei Einleitung des Wendemanö-
vers habe zwischen den Schiffen noch 
ein Abstand von 800 bis 1.000 m bestan-
den. Die Sicht sei klar gewesen, die sich 
nähernden Schiffe seien nach den über-
einstimmenden Angaben der Zeugen M 
und Keßelheim in der Dämmerung noch 
gut zu erkennen gewesen. Nach den Tres-
co-Aufzeichnungen habe sich kein wei-
terer zu berücksichtigender Verkehr auf 
dem Wasser befunden. In dieser Situa-
tion habe der Beklagte zu 2 den beab-
sichtigten Wendevorgang also gefahrlos 
einleiten können. Der Widerbeklagte zu 
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2 sei nach § 6.13 Nr. 3 RheinSchPV ver-
pflichtet gewesen, das Wendemanöver 
zu unterstützen und Geschwindigkeit 
und Kurs darauf einzurichten. Dem sei er 
nicht nachgekommen, sondern unbeirrt 
mit gleichbleibender Geschwindigkeit 
weiter linksrheinisch zu Berg gefahren.

In diesem Zusammenhang sei auch von 
Bedeutung, dass es nach dem Vermerk 
des Polizeihauptkommissars Keßelheim 
von der Wasserschutzpolizeistation Ko-
blenz vom 17. Oktober 2014 in dieser Si-
tuation auf dem Rhein im Bereich der Ko-
blenzer Anlegestellen schifffahrtsüblich 
sei, in der Bergfahrt den Übergang zum 
rechtsrheinischen Ufer zu machen, um 
dem aufdrehenden Talfahrer den Raum 
zum Drehen freizumachen. Unerfindlich 
sei, warum der Widerbeklagte zu 2, der 
angeblich sehr erfahren sei und jede Si-
tuation auf dem Rhein seit mehr als zehn 
Jahren ausreichend kenne, dies nicht 
getan habe, denn genau diese Fahrwei-
se entspreche § 6.13 Nr. 3 RheinSchPV. 
Genauso habe es der in Schifffahrtssa-
chen erfahrene Zeuge M gesehen, der 
gemeint habe, »Eiltank 10« hätte noch 
genügend Zeit gehabt, um auf den Dreh-
vorgang zu reagieren, selbst wenn die-
ser nicht über Funk angekündigt gewe-
sen sein sollte; der Abstand sei noch 
groß genug gewesen, um nach Backbord 
auszuweichen und zum rechten Ufer zu 
wechseln. Zumindest hätte der Wider-
beklagte zu 2 TMS »Eiltank 10« bei auf-
merksamer und sorgfältiger Fahrweise 
noch rechtzeitig zum Stillstand bringen 
können. Nach der Aussage des Zeugen 
M, die der Zeuge vL bei seiner polizeili-
chen Vernehmung bestätigt habe, hätte 
eine überschaubare Strecke von 500 bis 
600 m durchaus ausgereicht, um mit 
TMS »Eiltank 10« noch vor der wenden-
den »Scenic Sapphire« zum Stillstand zu 
kommen.

Der Widerbeklagte zu 2 habe auch nicht 
davon ausgehen dürfen, dass FGKS 
»Scenic Sapphire« nach dem Drehvor-
gang etwa flussmittig liegen bleiben 
und ihm noch die Passage am linken 
Ufer ermöglichen würde. Nach dem Er-
gebnis der Zeugenvernehmung sei dazu 
nichts abgesprochen gewesen. Der Be-
klagte zu 2 habe vielmehr ausdrücklich 
erwähnt, dass er nicht nur drehen, son-
dern auch an einem Landesteg am links-
rheinischen Ufer anlegen wolle. In die-
ser Situation sei es unverantwortlich, 
an einem Schiff, das vor Einleitung des 
Anlegemanövers auf dem Fluss ständig 
gemacht habe, noch vor Einleitung des 
Anlegemanövers an der Steuerbordsei-
te vorbeizufahren. Nach den Tresco-Auf-
zeichnungen habe die »Scenic Sapphire« 
sich nach dem Wendemanöver mehr im 
linksrheinischen Fahrwasser befunden. 
Noch deutlicher ergebe sich das aus den 
Radaraufzeichnungen in der Ermittlungs-
akte, die zeigten, wie nahe die »Scenic 

Sapphire« am linken Ufer gelegen habe. 
Der Beklagte zu 2 habe den Abstand zu 
den Pontons und Stegen vor Einleitung 
des Anlegemanövers auf etwa 20 m ge-
schätzt. Dies entspreche auch der Schät-
zung des Gerichts aufgrund der Tresco-
Auszeichnungen. Eine Durchfahrt durch 
einen derart engen Zwischenraum mit ei-
nem 10 m breiten Tankschiff entspreche 
nicht dem allgemeinen Rücksichtnah-
megebot nach § 1.04 RheinSchPV, zumal 
links von der »Scenic Sapphire« schät-
zungsweise noch mehr als 100 m Fluss-
breite zur Vorbeifahrt zur Verfügung ge-
standen hätten. Eine derartige Fahrweise 
entspreche auch nicht § 6.13 Nr. 1 und Nr. 
3 RheinSchPV.

Bei dieser Sachlage komme auch keine 
Mithaftung der Beklagten nach § 6.13 Nr. 
2 RheinSchPV im Hinblick darauf in Be-
tracht, dass der Beklagte zu 2 kein Schall-
signal abgegeben habe. Denn es habe 
keine gefährliche Situation vorgelegen 
und der Beklagte zu 2 habe sein beab-
sichtigtes Wendemanöver ausdrücklich 
und wiederholt über Funk angekündigt. 
Es entspreche der heutigen Rechtspre-
chung im Hinblick auf den obligatori-
schen Einsatz von gut funktionierenden 
Funkgeräten, dass einem Schallsignal bei 
ausreichender Funkinformation nur noch 
eine untergeordnete, wenn nicht sogar 
obsolete Rolle zukomme.

Die Widerklage sei zulässig. Zwar werde 
eine isolierte Drittwiderklage, die sich 
gegen einen bisher nicht am Prozess 
beteiligten Dritten richte, in Rechtspre-
chung und Literatur für unzulässig gehal-
ten. Hier sei sie indessen zulässig. Dafür 
spreche schon der prozessökonomische 
Zweck der Widerklage, eine Vervielfälti-
gung und Zersplitterung eines einheit-
lichen Lebenssachverhalts in mehreren 
Prozessen zu vermeiden und eine ge-
meinsame Verhandlung und Entschei-
dung zusammengehöriger Ansprüche zu 
ermöglichen. Das gelte erst recht, wenn 
ein Unfallbeteiligter – wie hier die Wider-
beklagte zu 3 – seine eigene Forderung 
an den Kläger des Verfahrens abgetre-
ten habe. Wenn dies zulässig sei, müs-
se es der beklagten Partei aus Gründen 
der Waffengleichheit ebenfalls möglich 
sein, ihre Ansprüche gegen den Zeden-
ten in den Prozess einzubringen. Dass 
dem Zedenten dadurch die Möglichkeit 
einer Zeugenstellung genommen werde, 
sei nicht unbillig, weil er diese Stellung 
ohne die Zession in einem eigenen Pro-
zess ebenfalls nicht gehabt hätte. Im Üb-
rigen müsse das Gericht im Rahmen der 
Beweiswürdigung nach § 286 ZPO Aus-
sagen von Prozessbeteiligten ohnehin 
unabhängig von ihrer Rolle im Prozess 
bewerten, so dass der Aussagewert der 
Anhörung oder Vernehmung einer Par-
tei dem einer Zeugenaussage gleichwer-
tig sein könne.

Die Widerklage sei unbegründet, soweit 
sie sich gegen den Widerbeklagten zu 
1 richte, dem ein Verschulden nicht an-
gelastet werden könne. Die Widerklage 
gegen die Widerbeklagten zu 2 und 3 sei 
aus den zur Unbegründetheit der Klage 
dargelegten Gründen in vollem Umfang 
begründet.

Gegen dieses Urteil haben die Klägerin-
nen sowie die Widerbeklagten zu 2 und 
3 form- und fristgerecht Berufung mit 
dem Antrag auf Entscheidung durch die 
Berufungskammer der Zentralkommissi-
on für die Rheinschifffahrt eingelegt und 
das Rechtsmittel sodann form- und frist-
gerecht begründet.

Die Klägerinnen und die Widerbeklag-
ten zu 2 und 3 wiederholen und vertie-
fen ihr erstinstanzliches Vorbringen und 
rügen die Verfahrensweise des Rhein-
schifffahrtsgerichts und dessen Beweis-
würdigung. Dazu tragen sie im Wesent-
lichen vor:

Das Rheinschifffahrtsgericht habe die 
Widerklage zu Unrecht als zulässig be-
handelt. Die von der Rechtsprechung an-
erkannten Fallgruppen, für die eine iso-
lierte Drittwiderklage ausnahmsweise 
als zulässig angesehen werde, seien hier 
– jedenfalls für die Widerklage gegen die 
Widerbeklagten zu 1 und 2 – nicht ein-
schlägig. Das Rheinschifffahrtsgericht 
hätte deshalb die Drittwiderklage gemäß 
§ 145 Absatz 2 ZPO abtrennen und geson-
dert behandeln müssen.

Bei korrekter Verfahrensweise hätten 
somit die Widerbeklagten zu 1 und 2 als 
Zeugen vernommen werden müssen. Da 
dies nicht geschehen sei, leide die Ent-
scheidung des Rheinschifffahrtsgerichts 
an einem schweren Verfahrensfehler.

Die Beweiswürdigung des Rheinschiff-
fahrtsgerichts sei in mehrfacher Hinsicht 
fehlerhaft. Das Rheinschifffahrtsgericht 
entnehme den Tresco-Aufzeichnun-
gen, dass FGKS »Scenic Sapphire« das 
Aufdrehmanöver bei Rheinkilometer 
591,4 eingeleitet habe, weil dessen An-
tenne dort nicht mehr eindeutig talwärts, 
sondern nach Backbord gewiesen habe. 
FGKS »Scenic Sapphire« sei aber schon 
oberhalb von Rheinkilometer 591,4 in 
Schräglage geführt worden sei, ohne 
dass es aufgedreht habe. Dies gehe aus 
der Tresco-Aufzeichnung mit der Zeit-
angabe 36.20 und insbesondere aus 
den ECDIS-Aufnahmen von MS »Mara-
jo« hervor, die dem Rheinschifffahrtsge-
richt als Bestandteil der Ermittlungsakte 
vorgelegen hätten. Aus den Aufzeichnun-
gen Blatt 44 bis 55 der Ermittlungsakte 
sei erkennbar, dass »Scenic Sapphire« 
zunächst über mehrere hundert Meter in 
Backbordschräglage und anschließend 
kurze Zeit in Steuerbordschräglage (Blatt 
57 bis 59 der Ermittlungsakte) geführt 
worden sei, bevor über Backbord aus-
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gedreht worden sei. Angesichts dieser 
Fahrweise der »Scenic Sapphire« sei die 
Annahme des Rheinschifffahrtsgerichts 
falsch, der Widerbeklagte zu 2 hätte das 
Wendemanöver erkennen können, als 
FGKS »Scenic Sapphire« sich bei Rhein-
kilometer 591,4 befunden habe. Der Wi-
derbeklagte zu 2 sei auf Sicht gefahren; 
die Annahmen des Rheinschifffahrtsge-
richts, was er auf dem AIS hätte erkennen 
können, seien spekulativ. Ferner lasse 
das Rheinschifffahrtsgericht die Wider-
sprüchlichkeit der Entfernungsangaben 
des Beklagten zu 2 außer Betracht, der 
die Entfernung zu TMS »Eiltank 10« bei 
Einleitung des Wendemanövers zunächst 
mit 500, später dann aber mit 800 m an-
gegeben habe. Der Aussage des Zeugen 
M hierzu habe das Rheinschifffahrtsge-
richt zu Unrecht besonderes Gewicht 
beigelegt und ihn nachgerade wie einen 
sachverständigen Zeugen vernommen, 
ohne ihn nach der Art seiner früheren, 
schon 18 Jahre zurückliegenden Tätig-
keit in der Schifffahrt zu befragen. Dem-
gegenüber habe der Zeuge L, ein aktiver 
Steuermann, die Entfernung mit 500 bis 
600 m angegeben.

Rechtsfehlerhaft sei die Auffassung des 
Rheinschifffahrtsgerichts, der Beklag-
te zu 2 habe sein Wendemanöver recht-
zeitig und ordnungsgemäß angekündigt. 
Gemäß § 6.13 RheinSchPV müsse sich ein 
Schiffsführer, bevor er mit seinem Fahr-
zeug wende, vergewissert haben, dass 
der übrige Verkehr dies zulasse. Das Ge-
setz verlange nicht nur ein Ankündigen; 
vielmehr müsse für den Schiffsführer 
des wendenden Schiffs klar sein, dass 
die übrige Schifffahrt im Revier das an-
gekündigte Wendemanöver erkannt habe 
und ihre Fahrt darauf einstelle. Bei einer 
Kommunikation per Funk sei somit eine 
Bestätigung erforderlich. Daran habe es 
hier gefehlt; der Beklagte zu 2 habe kei-
ne Kenntnis davon gehabt, was von sei-
nem Funkspruch angekommen und wie 
er aufgenommen worden sei.

Entgegen der Annahme des Rheinschiff-
fahrtsgerichts habe der Beklagte zu 2 je-
denfalls bei dem ersten vom Widerbe-
klagten zu 2 vernommen Funkspruch 
seine Absicht, an den linksrheinischen 
Steigern anzulegen, nicht kundgetan. Er 
habe nur ausgesagt, dass er das Wende-
manöver angekündigt habe, nicht, dass 
er linksrheinisch anlegen wolle. Ledig-
lich ein als Zeuge vernommenes Besat-
zungsmitglied von »Scenic Sapphire« 
wolle gehört haben, dass auch das Anle-
gen angekündigt worden sei. Solcherma-
ßen könne aber nicht eine klare Aussage 
desjenigen ergänzt werden, von dem die 
Mitteilung selbst stamme.

Bei seinem Wendemanöver hätte der 
Beklagte zu 2 die Bewegung von »Eil-
tank 10« beachten müssen und nicht zu-
gleich in das Anlegemanöver übergehen 

dürfen, zumal er nach der Aussage des 
Zeugen Keßelheim ausreichend Raum 
gehabt habe, vor der Annäherung an 
das linksrheinische Ufer »Eiltank 10« zu-
nächst noch an seiner Steuerbordseite 
passieren zu lassen (vorsorglich Beweis 
Sachverständigengutachten). Stattdes-
sen habe der Beklagte zu 2 erwartet, dass 
TMS »Eiltank 10« ins rechtrheinische 
Fahrwasser wechseln werde, weil dies 
an dieser Stelle schifffahrtsüblich sei. 
Schifffahrtsübliche Kurse seien heutzu-
tage aber nur noch in – hier nicht vorlie-
genden – Ausnahmefällen maßgebend. 
Der Beklagte zu 2 hätte sich daher nicht 
auf einen angeblich schifffahrtsüblichen 
Kurswechsel von »Eiltank 10« verlassen 
dürfen, zumal »Eiltank 10« eine Begeg-
nung Backbord an Backbord vorgege-
ben habe.

Für seine Auffassung, der Widerbeklag-
te zu 2 habe noch genügend Zeit gehabt, 
auf den Drehvorgang zu reagieren, stüt-
ze sich das Rheinschifffahrtsgericht ver-
fahrensfehlerhaft auf die Aussage des 
Zeugen M, den es für in Schifffahrtssa-
chen erfahren halte, ohne den Zeugen 
befragt zu haben, welche Kenntnisse der 
Zeuge jemals gehabt und nach 18 Jahren 
noch habe. Zu Meinungen und Mutma-
ßungen hätte das Rheinschifffahrtsge-
richt den Zeugen ohnehin nicht befragen 
und derartige Angaben nicht verwerten 
dürfen.

Die Klägerinnen beantragen, das Urteil 
des Amtsgerichts – Rheinschifffahrtsge-
richt – St. Goar vom 2. März 2017 – Az. 4 C 
1/16 BSchRh – zu ändern und die Beklag-
ten als Gesamtschuldner zu verurteilen, 
an die Klägerin zu 1 49.965 €, an die Klä-
gerin zu 2 6.089,25 €, an die Klägerin zu 
3 3.653,50 €, an die Klägerin zu 4 3.653,50 
€ und an die Klägerin zu 5 1.826,75 € 
nebst Zinsen hieraus in Höhe von fünf 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
seit dem 16. Februar 2015 und an die Klä-
gerin zu 1 weiterhin 1.892 € vorgerichtli-
che Anwaltskosten zu zahlen.

Die Widerbeklagten zu 2 und 3 bean-
tragen, das Urteil des Amtsgerichts – 
Rheinschifffahrtsgericht – St. Goar vom 
2. März 2017 – Az. 4 C 1/16 BSchRh – zu 
ändern und die Widerklage gegen die Wi-
derbeklagten zu 2 und 3 abzuweisen.

Die Beklagte zu 1 und Widerklägerin und 
der Beklagte zu 2 beantragen, die Beru-
fung zurückzuweisen.

Sie verteidigen das angefochtene Urteil 
unter Wiederholung ihres erstinstanzli-
chen Vorbringens.

Entscheidungsgründe:

Die zulässige Berufung hat keinen Erfolg. 
Das Rheinschifffahrtsgericht hat zu Recht 
die Klage abgewiesen und der Widerkla-
ge gegen die Widerbeklagten zu 2 und 
3 stattgegeben.

I. Eine Ersatzpflicht der Beklagten für 
den an TMS »Eiltank 10« entstande-
nen Schaden setzt gemäß § 823 Abs. 1, 
2 BGB, §§ 3, 92 ff. BinSchG ein rechts-
widriges und schuldhaftes Verhalten 
des Beklagten zu 2 als Schiffsführer 
des FGKS »Scenic Sapphire« voraus, 
das für die Kollision der beiden Schif-
fe ursächlich war. Daran fehlt es. Das 
Rheinschifffahrtsgericht ist mit über-
zeugenden Erwägungen zu dem Ergeb-
nis gelangt, dass die Kollision zwischen 
FGKS »Scenic Sapphire« und TMS »Eil-
tank 10« auf das alleinige Verschulden 
des Widerbeklagten zu 2 als Schiffsfüh-
rer des TMS »Eiltank 10« zurückzufüh-
ren ist. Ein Mitverschulden ist dem Be-
klagten zu 2 als Schiffsführer des FGKS 
»Scenic Sapphire« unter Zugrundele-
gung der tatsächlichen Angaben der 
Parteien und des Ergebnisses der Be-
weisaufnahme des Rheinschifffahrts-
gerichts nicht anzulasten.

Das Rheinschifffahrtsgericht hat den 
Aussagen der zum Hergang der Kolli-
sion vernommenen Zeugen M, Keßel-
heim, L und B, den Angaben des Zeugen 
vL gegenüber den Beamten der Was-
serschutzpolizei St. Goar und der Aus-
wertung der Tresco-Aufzeichnungen 
des FGKS »Scenic Sapphire« entnom-
men, dass der Abstand zwischen den 
unfallbeteiligten Fahrzeugen bei Ein-
leitung des Wendemanövers des FGKS 
»Scenic Sapphire« noch so groß war, 
dass das Wendemanöver ohne Gefähr-
dung des übrigen Schiffsverkehrs einge-
leitet werden konnte. Diese Einschätzung 
teilt die Berufungskammer. Wie insbe-
sondere aus den Screenshots der Tres-
co-Aufzeichnungen des FGKS »Scenic 
Sapphire« hervorgeht, setzte die Kurs-
änderung des FGKS »Scenic Sapphire« 
nach Backbord bei gleichzeitiger Redu-
zierung der Geschwindigkeit bei Rhein-
kilometer 591,3 ein. Danach änderten 
sich der Kurs und die Geschwindigkeit 
der »Scenic Sapphire« ab Rheinkilome-
ter 591,0 wie folgt:

Rheinkilometer 591,0:	 Kurs 21.0° 
Geschwindigkeit 11,1 km/h

Rheinkilometer 591,3:	 Kurs 4,5°	
Geschwindigkeit 7,8 km/h 

Rheinkilometer 591,4:	 Kurs 320.8°  
Geschwindigkeit 5,4 km/h 

Rheinkilometer 591,5:	 Kurs 252.4°  
Geschwindigkeit 2,4 km/h 

Rheinkilometer 591,5:	 Kurs 213.3°  
Geschwindigkeit 3,1 km/h.

Aus diesem Kursverlauf in Verbindung 
mit der kontinuierlichen und deutlichen 
Verringerung der Geschwindigkeit er-
gibt sich, dass FGKS »Scenic Sapphi-
re« zwischen Rheinkilometer 591,0 und 
591,5 den Kurs um 192° geändert, mithin 
über Backbord gewendet hat.
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Bei Einleitung des Wendemanövers der 
»Scenic Sapphire« auf der Höhe von 
Rheinkilometer 591,3 befand sich TMS 
»Eiltank 10« im Bereich der Moselmün-
dung bei Rheinkilometer 592,3, somit in 
einer Entfernung von rund einem Kilome-
ter. Dass dieser Abstand zwischen den 
beiden Fahrzeugen für TMS »Eiltank 10« 
zu gering gewesen wäre, um Kurs und 
Geschwindigkeit so einzurichten, dass 
eine Kollision vermeidbar gewesen wäre, 
machen die Klägerinnen und die Wider-
beklagten – zu Recht – nicht geltend. Sie 
haben vielmehr behauptet, der Beklagte 
zu 2 habe das Wendemanöver erst einge-
leitet, als die beiden Schiffe sich bereits 
bis auf 300 oder gar 200 m genähert ge-
habt hätten. Dieser Behauptung ist das 
Rheinschifffahrtsgericht zu Recht nicht 
gefolgt. Sie steht nicht nur in unlösba-
rem Widerspruch zu den Angaben sämt-
licher Zeugen, sondern wird auch durch 
die erwähnten Tresco-Aufzeichnungen 
eindeutig widerlegt.

Bei einem Abstand von rund einem Ki-
lometer zur Bergfahrt bei Einleitung des 
Wendemanövers der »Scenic Sapphi-
re« war dieses Manöver nach § 6.13 Nr. 
1 RheinSchPV zulässig. Hiernach dürfen 
Fahrzeuge nur wenden, wenn sie sich 
vergewissert haben, dass der übrige Ver-
kehr unter Berücksichtigung der Num-
mern 2 und 3 dies ohne Gefahr zulässt 
und andere Fahrzeuge nicht gezwungen 
werden, unvermittelt ihren Kurs oder ihre 
Geschwindigkeit zu ändern. Diese Vor-
aussetzungen waren hier erfüllt. Ange-
sichts des großen Abstands von rund ei-
nem Kilometer war eine Gefährdung der 
Bergfahrt ebenso ausgeschlossen wie 
die Notwendigkeit, Kurs oder Geschwin-
digkeit des TMS »Eiltank 10« unvermit-
telt zu ändern. 

Die Klägerinnen und die Widerbeklagten 
wollen einen Verstoß gegen §  6.13 Nr. 
1 RheinSchPV damit begründen, dass 
der Beklagte zu 2 es versäumt habe, sich 
durch Anforderung einer Bestätigung 
über Sprechfunk zu vergewissern, ob die 
Bergfahrt die Ankündigung des Wende-
manövers über Sprechfunk zur Kenntnis 
genommen habe und bereit sei, das Ma-
növer zu unterstützen. Dem ist nicht zu 
folgen. Das »sich vergewissern« im Sin-
ne von §  6.13 Nr. 1 RheinSchPV erfor-
dert nicht generell eine Absprache des 
Wendemanövers oder das Abwarten ei-
ner akustischen Bestätigung der Ankün-
digung eines solchen, wie aus § 6.13 Nr. 
2 RheinSchPV hervorgeht. Nach dieser 
Bestimmung ist lediglich die rechtzeiti-
ge Ankündigung des beabsichtigten Ma-
növers durch Schallzeichen des Schiffs, 
das zu wenden beabsichtigt, erforderlich, 
und auch dies nur, sofern das beabsich-
tigte Manöver andere Fahrzeuge dazu 
zwingt oder zwingen kann, von ihrem 
Kurs abzuweichen oder ihre Geschwin-
digkeit zu ändern. Bei einem – wie hier 

– großen Abstand zu einem in der Berg-
fahrt entgegenkommenden Fahrzeug ge-
nügt es für das »sich vergewissern«, dass 
der Schiffsführer sich vor der Einleitung 
des Wendemanövers durch Beobachtung 
des Reviers Klarheit darüber verschafft, 
dass andere Fahrzeuge nicht gefährdet 
und nicht zur unvermittelten Änderung 
von Kurs oder Geschwindigkeit gezwun-
gen werden.

Der Beklagte zu 2 hat das beabsich-
tigte Wendemanöver allerdings nicht 
durch Abgabe des Schallzeichens nach 
§ 6.13 Nr. 2 Buchstabe b RheinSchPV an-
gekündigt. Dieses Unterlassen war in-
dessen für die spätere Kollision mit TMS 
»Eiltank 10« nicht ursächlich, weil der Be-
klagte zu 2 seine Absicht, unterhalb der 
Pfaffendorfer Brücke über Backbord zu 
wenden, in Höhe der Brücke über Sprech-
funk angekündigt und der Widerbeklagte 
zu 2, der TMS »Eiltank 10« zu Berg führte, 
diese Funkdurchsage nach eigenen An-
gaben zur Kenntnis genommen hat. Ein 
zusätzliches Schallsignal hätte unter die-
sen Umständen keinen darüber hinaus-
gehenden Informationswert gehabt. Das 
Rheinschifffahrtsgericht hat daher im Er-
gebnis mit Recht aus dem Unterbleiben 
des Schallsignals kein für die Kollision 
kausales Mitverschulden des Beklagten 
zu 2 hergeleitet.

Ein Mitverschulden ist dem Beklagten zu 
2 auch nicht deswegen anzulasten, weil 
er unmittelbar vor dem Zusammenstoß 
zum Anlegen an einem der linksrhei-
nischen Steiger ansetzte und dadurch 
TMS »Eiltank 10« für eine Vorbeifahrt 
an der Steuerbordseite des ständig ge-
machten Fahrgastschiffs keinen Raum 
ließ. Denn der Beklagte zu 2 konnte nicht 
damit rechnen, dass der Widerbeklagte 
zu 2 beabsichtigte, die »Scenic Sapphi-
re« an deren Steuerbordseite zu passie-
ren. Der Widerbeklagte zu 2 wusste, dass 
FGKS »Scenic Sapphire« nicht nur wen-
den, sondern auch linksrheinisch anle-
gen wollte. Denn dies hatte der Beklagte 
zu 2 über Sprechfunk angekündigt. So-
weit die Klägerinnen dies nunmehr be-
streiten wollen, setzen sie sich, wie auch 
das Rheinschifffahrtsgericht zutreffend 
festgestellt hat, in Widerspruch zu ih-
rem eigenen Sachvortrag in der Klage-
schrift. Im Übrigen haben die Zeugen B 
und vL bestätigt, dass der Schiffsführer 
der »Scenic Sapphire« über Funk ange-
kündigt hat, dass er über Backbord auf-
drehen wolle, um am linksrheinischen 
Steiger anzulegen. Dass der Beklagte zu 
2 letzteres bei seiner Anhörung durch 
das Rheinschifffahrtsgericht nicht er-
wähnt hat, schmälert den Wert dieser 
Zeugenaussagen nicht. Aber selbst wenn 
der Beklagte zu 2 seine Absicht, linksrhei-
nisch anzulegen, nicht ausdrücklich mit-
geteilt hätte, hätte der Widerbeklagte zu 
2 zumindest mit einer solchen Absicht 
rechnen müssen. Denn für den nach den 

Angaben der Klägerinnen und der Wi-
derbeklagten langjährig reviererfahre-
nen Widerbeklagten zu 2 musste sich 
die Überlegung geradezu aufdrängen, 
dass ein Fahrgastkabinenschiff, mit dem 
Flusskreuzfahrten auf dem Rhein unter-
nommen werden, in der Talfahrt nicht im 
Bereich der Anlegestellen in der Ortsla-
ge Koblenz über Backbord wendet, ohne 
dort anzulegen.

II. Die Widerklage ist zulässig. Zwar 
ist nach dem deutschen Zivilprozess-
recht eine Drittwiderklage, die sich aus-
schließlich gegen einen am Prozess bis-
lang nicht beteiligten Dritten richtet 
(isolierte Drittwiderklage), grundsätz-
lich unzulässig (st. Rspr., z. B. BGH NJW 
2014, 1670 Rn. 14 mit weiteren Nachwei-
sen). Die Rechtsprechung nimmt jedoch 
für bestimmte Fallgestaltungen Ausnah-
men hiervon an (BGH aaO Rn. 15 mit wei-
teren Nachweisen), die darauf beruhen, 
dass durch das Rechtsinstitut der Wider-
klage die Vervielfältigung und Zersplitte-
rung von Prozessen vermieden werden 
soll. Zusammengehörende Ansprüche 
sollen einheitlich verhandelt und ent-
schieden werden können. Ausschlagge-
bend ist, dass die Gegenstände der Klage 
und der Drittwiderklage tatsächlich und 
rechtlich eng miteinander verknüpft sind 
und keine schutzwürdigen Interessen des 
Drittwiderbeklagten durch seine Einbe-
ziehung in den Rechtsstreit der Parteien 
verletzt werden (BGH aaO Rn. 16 mit wei-
teren Nachweisen).

Nach diesen Grundsätzen ist die Wider-
klage im vorliegenden Fall zulässig. Die 
Gegenstände der Klage und der Drittwi-
derklage sind tatsächlich und rechtlich 
eng miteinander verknüpft, denn sie be-
ruhen beide auf der Schiffskollision vom 
17. Oktober 2014. Schutzwürdige Belan-
ge der Klägerinnen oder der Widerbe-
klagten werden durch die Eibeziehung 
der Drittwiderbeklagten in den Rechts-
streit zwischen den Klägerinnen und 
den Beklagten nicht verletzt. Der Um-
stand, dass der Widerbeklagte zu 2, der 
das TMS »Eiltank 10« zum Zeitpunkt der 
Kollision eigenverantwortlich führte, we-
gen seiner Parteistellung nicht als Zeu-
ge vernommen werden konnte, berührt 
schutzwürdige Belange der Klägerinnen 
und/oder der Widerbeklagten nicht. Das 
Rheinschifffahrtsgericht hat – wie es in 
Rheinschifffahrtssachen übliche Praxis 
ist – zur Aufklärung des Unfallhergangs 
nicht nur Zeugen vernommen, sondern 
auch die als Prozesspartei am Rechts-
streit beteiligten Besatzungsmitglieder 
angehört und deren Angaben in seine 
Überzeugungsbildung einfließen lassen. 
Dass es der Sachverhaltsschilderung des 
Widerbeklagten zu 2 – der Widerbeklag-
te zu 1 konnte zu den entscheidungser-
heblichen Umständen des Unfallher-
gangs ohnedies keine Angaben machen 
– in wesentlichen Punkten nicht gefolgt 
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ist, hat seinen Grund nicht in der Partei-
stellung, sondern in der Tatsache, dass 
die Angaben des Widerbeklagten zu 2 in 
unüberbrückbarem Widerspruch zu den 
Aussagen sämtlicher Zeugen und zu den 
Tresco-Aufzeichnungen stehen und des-
halb unglaubhaft sind. Dies wäre – auch 
nach der Überzeugung der Berufungs-
kammer – auch dann nicht anders, wenn 
der Widerbeklagte zu 2 als Zeuge ver-
nommen worden wäre.

III. Die Widerklage ist auch begründet. 
Die Kollision zwischen FGKS »Scenic 
Sapphire« und TMS »Eiltank 10« ist, wie 
vorstehend bereits im Einzelnen darge-
legt wurde, von dem Widerbeklagten zu 
2 als verantwortlichem Schiffsführer des 
TMS »Eiltank 10« allein schuldhaft verur-
sacht worden. Die Fahrweise des Wider-
beklagten zu 2 stellt einen groben Ver-
stoß gegen die in § 6.13 Nr. 3 RheinSchPV 
normierte Unterstützungspflicht und zu-
gleich einen schwerwiegenden Verstoß 
gegen die allgemeine Sorgfaltspflicht 
nach § 1.04 RheinSchPV dar.

Nach § 6.13 Nr. 3 RheinSchPV müssen 
andere Fahrzeuge nach rechtzeitiger An-
kündigung und zulässiger Einleitung ei-
nes Wendemanövers, sofern dies nötig 
und möglich ist, ihre Geschwindigkeit 
und ihren Kurs ändern, damit das Wen-
den ohne Gefahr geschehen kann. Die-
ser Verpflichtung ist der Widerbeklag-
te zu 2 nicht nachgekommen, sondern 
hat stattdessen in Kenntnis der Absicht 
der Schiffsführung des FGKS »Scenic 
Sapphire«, über Backbord aufzudrehen 
und linksrheinisch anzulegen, TMS »Eil-
tank 10« mit unverminderter Geschwin-
digkeit linksrheinisch weiter zu Berg ge-

führt. Nautisch völlig unverständlich und 
unverantwortlich war sein Versuch, das 
Fahrgastschiff, das linksrheinisch Kopf zu 
Berg ständig gemacht hatte und zum An-
legen an den linksrheinischen Steigern 
ansetzte, noch in dem relativ schmalen 
Zwischenraum an der Steuerbordseite 
zu passieren, anstatt durch eine mögli-
che und gebotene rechtzeitige Kursän-
derung nach Backbord das rund 100 m 
breite Fahrwasser an der Backbordseite 
des Fahrgastschiffs für die Vorbeifahrt 
zu nutzen.

Zu Unrecht wollen die Klägerinnen und 
die Widerbeklagten die Zulässigkeit der 
beabsichtigten Passage des TMS »Eiltank 
10« an der Steuerbordseite der »Scenic 
Sapphire« aus dem Kursweisungsrecht 
des Bergfahrers herleiten. Das Kurswei-
sungsrecht der Bergfahrt ist hier schon 
deswegen irrelevant, weil es nur für die 
Begegnung mit der Talfahrt, nicht jedoch 
für das Überholen in der Bergfahrt oder 
das Vorbeifahren an einem Kopf zu Berg 
ständig gemachten Fahrzeug gilt. Ohne-
dies hat der Bergfahrer gegenüber ei-
nem aufdrehenden Talfahrer kein Kurs-
weisungsrecht (BGH VersR 1967, 154); 
dieser ist während des Wendemanövers 
kein Talfahrer (BGH, ZfB 1975, Samm-
lung Seite 635 f). Die von dem Wider-
beklagten zu 2 beabsichtigte Durchfahrt 
zwischen der Steuerbordseite des FGKS 
»Scenic Sapphire« und den linksrheini-
schen Steigern war auch nicht als Über-
holmanöver zulässig. Gemäß § 6.03 Nr. 
1 RheinSchPV ist das Überholen nur ge-
stattet, wenn das Fahrwasser unter Be-
rücksichtigung aller örtlichen Umstände 
und des übrigen Verkehrs hinreichenden 

Raum für die Vorbeifahrt gewährt. Das 
war nicht der Fall, weil der Abstand des 
FGKS »Scenic Sapphire« zu den linksrhei-
nischen Steigern nach den Feststellun-
gen des Rheinschifffahrtsgerichts, die 
von der Berufung nicht angegriffen wor-
den sind, nur rund 20 m betrug.

Nach § 6.09 Nr. 1 RheinSchPV ist zudem 
das Überholen nur gestattet, nachdem 
sich der Überholende vergewissert hat, 
dass dieses Manöver ohne Gefahr aus-
geführt werden kann. Hiernach wäre ein 
Vorbeifahren an der Steuerbordseite der 
»Scenic Sapphire« allenfalls dann als zu-
lässig anzusehen, wenn der Widerbe-
klagte zu 2 dies mit der Schiffsführung 
des Fahrgastschiffs abgesprochen oder 
seine Absicht wenigstens über Sprech-
funk angekündigt hätte. Dass dies ge-
schehen wäre, haben die Klägerinnen 
und die Widerbeklagten nicht vorgetra-
gen.

Der Höhe nach ist die Entscheidung des 
Rheinschifffahrtsgerichts über die Wi-
derklage nicht angegriffen worden.

IV. Aus den dargelegten Gründen wird 
daher für Recht erkannt:

Die Berufung der Klägerinnen und der 
Widerbeklagten zu 2 und zu 3 gegen das 
Urteil des Amtsgerichts – Rheinschiff-
fahrtsgericht – St. Goar vom 2. März 2017 
– 4 C 1/16 BSchRh – wird zurückgewiesen.

Von den Kosten des Berufungsverfah-
rens haben die Klägerin zu 1 63 %, die 
Klägerin zu 2 8 %, die Klägerinnen zu 
3 und 4 jeweils 5 %, die Klägerin zu 5 2 
% und die Widerbeklagten als Gesamt-
schuldner 17 % zu tragen.


